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Im Juli diesen Jahres hat die EU-Kommission ihre Halbzeitbewertung (Mid-Term Review) der
Agenda 2000 vorgelegt. In ihrer Grundausrichtung geht die Uberpriifung der noch bis 2006 geltenden
Berliner Beschliisse zur Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) weit iiber das hinaus, was man von einer
Zwischenbilanz erwarten wiirde. Die EU-Kommission versucht mit ihren Vorschldgen vielmehr noch
in der laufenden Beschlussperiode, das heilit bereits ab 2004, mit einer neuen Reformetappe zu
beginnen. Der Wunsch der Kommission, moglichst frithzeitig verdnderte agrarpolitische
Rahmenbedingungen zu etablieren, héngt eng mit den internationalen Herausforderungen zusammen,
die sich der EU-Agrarpolitik in den nichsten Jahren stellen. So ist es fiir die EU notwendig im
Hinblick auf die EU-Osterweiterung die Agrarpolitik so zu verdndern, dass sie iiberhaupt in der Lage
ist, die osteuropdische Landwirtschaft in die GAP zu integrieren. Ein weiterer Anpassungsbedarf der
europdischen Agrarpolitik entsteht zudem durch die gegenwirtigen WTO-Agrarverhandlungen im
Rahmen der Doha-Runde. Durch eine vorgezogene Reform erhofft sich die Kommission einen
grofleren Spielraum bei den noch bis 2005 andauernden Verhandlungen zu erlangen, um dadurch die

Verhandlungsergebnisse besser umzusetzen zu kdnnen.

Neue Politikinstrumente fiir die bisherigen Ziele
Im Kern stellt die Kommission mit ihren Vorschldgen drei Zielsetzungen in den Mittelpunkt ihrer

kiinftigen Politik:

1. Steigerung der Wettbewerbsfihigkeit der Landwirtschaft durch den Abbau von
Preisstiitzungen. Mithilfe dieser Malnahme sollen Marktsignale fiir die Akteure besser
erkennbar sowie die europdische Landwirtschaft verstirkt auf den Weltmarkt ausgerichtet
werden.

2. Forderung einer marktorientierten, nachhaltigen Landwirtschaft durch die Entkoppelung
der Direktzahlungen von der Produktion und die Einfithrung einer betriebsbezogenen
Einkommenszahlungen auf der Basis historischer Referenzbetrige eingefiihrt werden. Diese
betriebsbezogenen Direktzahlungen sehen die Einhaltung von Mindeststandards in den
Bereichen Umwelt, Tierschutz und Lebensmittelqualitit vor. Offentliche Gelder fiir die
Landwirtschaft sollen damit in Zukunft vermehrt Gegenleistungen der Landwirtschaft

gegeniiberstehen (Cross Compliance).



3. Ausweitung der lindlichen Entwicklung durch die Umschichtung von Budgetmitteln von

der ersten in die zweite Sdule der Gemeinsamen Agrarpolitik sowie die Einfiilhrung neuer

BegleitmaBnahmen zur Forderung landlicher Gebiete.

Diese Ziele der kiinftigen EU-Agrarpolitik sind nicht neu und stehen in Einklang mit denen der in

Berlin beschlossenen Agenda 2000. Neu hingegen sind die verdnderten politischen Instrumente, mit

denen diese Ziele erreicht werden sollen sowie das hohere Maf3 an Kohédrenz zwischen den einzelnen

Instrumenten. In Tabelle 1 und 2 werden die wichtigsten Anderungsvorschlige im Uberblick

dargestellt.

Tabelle 1: Die allgemeinen Anderungsvorschliige im Uberblick

Entkoppelung von der
Produktion

Cross-Compliance

Okologische
Flachenstillegung

Dynamische Modulation

Betriebsbezogene
Audits

Begleitmallnahmen

EinfGhrung produktionsentkoppelter, betriebsbezogener Einkommens-
Zahlungen, deren Hoéhe sich am Umfang bisheriger Direktzahlungen orientiert.

Einfihrung verbindlicher Cross-Compliance Bestimmungen: Direktzahlungen
werden an die Einhaltung gesetzlicher Mindeststandards in den Bereichen
Umwelt, Tierschutz, Lebensmittelsicherheit geknlpft.

Ausdehnung der bisher geltenden Flachenstilllegungsverpflichtung: Flachen
mussen fur einen Zeitraum von 10 Jahren ganzlich aus der Produktion
genommen werden und kdnnen nicht mehr innerhalb der Fruchtfolge rotieren.

Kirzung aller Direktzahlungen in arithmetischen Schritten um 3% pro Jahr bis
zu insgesamt 20%. Die eingesparten Betrdgen werden in die zweite Saule der
GAP umgeschichtet und stehen dort fir BegleitmalRnahmen zur Verfligung.
Betrieben wird ein Freibetrag von 5000 EUR flr zwei Vollarbeitskrafte
zugestanden. Mitgliedsstaaten kénnen fir jede weitere Arbeitskraft 3000 EUR
aus der Modulation hinausnehmen. Die Beihilfen werden bei einer Héhe von
300000 EUR pro Betrieb gedeckelt.

Einfihrung obligatorischer betriebsbezogener Audits fiir alle
Haupterwerbsbetriebe

Die bisherigen BegleitmaRnahmen in der 2. Saule werden erganzt durch
weitere MaRnahmen in den Bereichen Lebensmittelqualitat und Tierschutz.
Die Beihilfeintensitat fur Agrarumweltprogramme wird auf 85% (Ziel-1
Gebiete) bzw. 60% (Ubrige Gebiete) angehoben.




Tabelle 2: Ubersicht iiber die produktspezifischen Anderungsvorschliige

Getreide Senkung des Interventionspreises um 5%
Roggen Wegfall der Intervention
Hartweizen Kirzung des Zuschlags auf 250 EUR/ha in den "traditionellen Anbaugebieten”

sowie Wegfall des Zuschlags in den "iblichen Anbaugebieten". Einflihrung
einer Qualitatspramie von 15 EUR/t EU-weit

Olsaaten Keine weiteren MaRnahmen geplant

Eiweilpflanzen Einflhrung eines spezifischen Zusatzbetrags von 55,57 EUR/ha

CO. Kredit Einfihrung einer Zusatzzahlung von 45 EUR/ha flur Energiepflanzen.
Energiepflanzen kénnen nicht mehr auf Flachenstillegungsflachen produziert
werden.

Milcherzeugnisse Keine konkreten Anderungen vorgeschlagen

Rindfleisch Keine weiteren MaRnahmen geplant

Bewertung der Reformvorschldge aus der Sicht des 6kologischen Landbaus
Wie sind nun diese Reformvorschlige der Midterm Review zu bewerten? Aus der Sicht des

okologischen Landbaus stellen sich folgende Fragen:
a) Gibt es konkrete Vorschlédge fiir den 6kologischen Landbau?
b) Wie wirken sich die Vorschlige sich auf Oko-Betriebe aus?
¢) Wie sind die Reformvorschldge generell vor dem Hintergrund der Ziele des okologischen
Landbaus einzustufen?
Frage a) ist einfach zu beantworten: Konkrete Vorschldge, die ausschlieBlich den 6kologischen
Landbau betreffen, enthélt die Halbzeitbewertung nicht. Vielmehr gibt es ndher zu konkretisierende
Vorschlédge als Begleitmafinahmen im Bereich der Lebensmittelqualitét, worin unter anderem auch der
okologische Landbau berticksichtigt wird:
= Landwirte sollen Anreize erhalten, um sich an von den Mitgliedstaaten oder der EU
anerkannten Qualititssicherungs- und Zertifizierungsregelungen zu beteiligen, in die
auch die geographischen Angaben und Ursprungsbezeichnungen sowie der
okologische Landbau einbezogen werden. Anreize werden denjenigen Landwirten
gewihrt, die sich bei ihrer Produktion auf freiwilliger Basis an die entsprechenden
Auflagen halten. Die Beihilfe soll als pauschale Beihilfe betriebsbezogen fiir einen
Zeitraum von hochstens fiinf Jahren gewéhrt werden.
= Erzeugervereinigungen sollen Zuschiisse zu AbsatzforderungsmalBnahmen erhalten,
die im Rahmen von durch die Mitgliedstaaten oder die EU anerkannten
Qualitétssicherungs- und Zertifizierungsregelungen durchgefiihrt werden, zu denen
auch die geographischen Angaben und Ursprungsbezeichnungen sowie der
okologische Landbau gehoren.
Diese Vorschldge bilden eine Fortsetzung der bisherigen Politik der Fordermdglichkeiten des

okologischen Landbaus, die neben den Flachenprdmien auch die Unterstiitzung von



Erzeugerzusammenschliissen und der Gewdhrung eines Kontrollkostenzuschusses vorsieht. Fiir eine
detaillierte Bewertung dieser BegleitmaBBnahmen wire aber eine deutliche Konkretisierung der
Vorschldge erforderlich.

Die Beantwortung der Fragen b) und c) erfordert eine etwas differenzierte Betrachtung, denn alle
weiteren Vorschlidge der Halbzeitbewertung betreffen die Landwirtschaft insgesamt. Die wichtigsten
Kommissionsvorschlige werden deshalb im folgenden aus der Sicht des okologischen Landbaus

betrachtet:

Entkoppelung der Direktzahlungen von der Produktion und Einfiihrung einer
betriebsbezogenen Einkommenszahlung

Der wichtigste und weitreichendste Vorschlag der EU ist die Direktzahlungen von der Produktion zu
entkoppeln indem eine betriebsbezogene Einkommenszahlung auf der Basis historischer
Pramienzahlungen eingefiihrt werden soll. Diese betriebsbezogene Einkommenszahlung ist dabei aber
obligatorisch an die Finhaltung von Mindeststandards in den Bereichen Umwelt,
Lebensmittelsicherheit, Wohlergehen der Tiere und Tierschutz gebunden (Cross-compliance).

Das bedeutet, dass sich anhand fritherer Fldchen- und Tierpramien fiir jeden Betrieb eine individuelle
Betriebspramie errechnet. Durch die Umrechnung dieser Betriebspramie auf die Flache ergeben sich
dann Zahlungsrechte fiir Flachen, die zwischen Betrieben transferiert werden konnen, z.B. bei
Verpachtungen. Die Vorteile dieses Kommissionsvorschlages liegen zum einen darin, dass die
MaBnahme WTO-kompatibel ist, und zum anderen darin, dass Fehllenkungen durch
Produktionsanreize aufgehoben werden. Die Produktion soll sich somit nicht mehr an dem Aspekt der
Pramienoptimierung, sondern am Markt orientieren. Vor diesem Hintergrund ist der Ansatz der
Kommission grundsétzlich positiv zu bewerten.

Problematisch dagegen ist die Art und Weise, in der sich die Betriebsprdmie errechnet. Denn jeder
Betrieb erhélt umgerechnet auf die Fldche eine unterschiedlich hohe Einkommenszahlung. Dies ist
nicht durch den Standort oder durch unterschiedliche Leistungen begriindet, sondern dadurch, dass
Betriebe mit einem hohen Anteil bisher nicht prdmienberechtigter Kulturen (Kartoffeln, Feldgemiise,
Ackerfutter) geringere Einkommenszahlungen erhalten als beispielsweise Betriebe, die bereits in der
Vergangenheit einen hohen Anteil pramienberechtigter Verfahren in der Pflanzen- und Tierproduktion
aufwiesen. Dies kommt einem Einfrieren des Prédmienniveaus gleich. Damit werden zwar
Produktionsanreize aufgehoben, Fehllenkungen, wie z.B. durch die Silomaisprdmie verursacht,
werden aber nicht riickgéingig gemacht. Laut Agrarbericht 2002 der Bundesregierung erhalten Oko-
Betriebe mit 358 DM/ha rund 6% weniger an Flichenzahlungen, Tierprdmien und Pramien fiir die
Flachenstillegung als die konventionelle Vergleichsgruppe. Das liegt an den hoheren Anteilen nicht
pramienberichtigter Kulturen (Kartoffeln, Ackerfutter) und einem deutlich geringeren Anteil an
Silomais. Tendenziell wiirde daraus eine geringere Betriebsprimie fiir Oko-Betriebe resultieren, wobei
betriebliche Unterschiede hoher einzustufen sind als Unterschiede zwischen konventionellen und

okologischen Betrieben. Véllig unklar ist, wie die unterschiedliche Pramienhohe bei der Ubertragung



zwischen Betrieben geregelt wird und sich somit auf die Einkommenssituation von Pachter und
Verpichter auswirken wird. Da der Pachtanteil der Betriebe kontinuierlich zunimmt, ist dies ein nicht

zu unterschétzender Faktor fiir die Entwicklung der Wettbewerbsfihigkeit.

Dynamische Modulation

Der Vorschlag der dynamischen Modulation steht in engem Zusammenhang mit dem Ziel der
Kommission, Finanzmittel aus der 1. Sdule (Marktstiitzung, Ausgleichspramien) in die 2. Siule zu
transferieren. In der 2. Séule sind die Forderungsmoglichkeiten zur landlichen Entwicklung und die
Agrarumweltprogramme angesiedelt. Mit dieser Mittelumschichtung erhdht sich die Bedeutung der
Agrarumweltprogramme und der Programme zur léndlichen Entwicklung, die bisher nur rund 10% des
gesamten EU-Agrarhaushaltes ausmachen. Eine unmittelbare Verbesserung der Forderung des
okologischen Landbaus ist durch die Stirkung der 2. Saule nicht verbunden. Jedoch konnte der
Okologische Landbau insgesamt aufgrund seiner positiven Umweltwirkungen von einer hoheren
Bedeutung des Umweltbereiches in der Agrarpolitik profitieren. AuBlerdem wiren erweiterte
Programme fiir den ldndlichen Raum eine Chance, die Entwicklung des nachgelagerten Bereich im
Oko-Sektor positiv zu beeinflussen.

Die Ausgestaltung der Freibetriige und der Forderhochstgrenze wirkt sich auf Oko-Betriebe
unwesentlich anders aus als auf konventionelle Betriebe. Aufgrund des ca. 20% hdheren
Arbeitskraftbedarfs im Okologischen Landbau steht zu erwarten, dass durch Koppelung der
Freibetriige an Jahresarbeitseinheiten relativ mehr Oko-Betrieben nicht von der Modulationsregelung
betroffen werden, und demnach von der Priamienkiirzung ausgenommen sind. Dem steht aber
gegeniiber, dass oOkologische Betriebe durchschnittlich groer sind als konventionelle.
Beschiftigungseffekte sind aufgrund der geringen Hohe der Freibetrige nicht zu erwarten. In
Abhingigkeit von der betriebsindividuellen Priamienhdhe und AK-Ausstattung liegt die
Ausschopfungsgrenze des Freibetrags zwischen 15 — 30 ha LF. Die Forderobergrenze von insgesamt
300.000 Euro pro Betrieb wird ab einer Betriebsgrofle von rund 1000 ha relevant. Betriebe in dieser
GroBenordnung gibt es auch im o6kologischen Landbau, weshalb auch Oko-Betriebe von der
Forderobergrenze betroffen sein werden. Insgesamt ist die Einfiihrung einer Férderobergrenze kritisch
zu bewerten. So konnen GroBbetriebe beispielsweise durch eine rechtliche Teilung des Betriebes oder
durch Flédcheniibertragung an kleinere Betriebe die Kappungsgrenze umgehen. Die Einfithrung der

Forderobergrenze wird deshalb weder Einsparungs- noch Umverteilungseffekte ermoglichen.

Cross-Compliance

Zukiinftig wird es der Agrarsektor immer schwerer haben, Einkommenszahlungen vor der
Gesellschaft zu rechtfertigen. Nicht zuletzt auch deshalb, weil die Agrarskandale der letzten Jahre
aufgezeigt haben, dass die Landwirtschaft die in sie gesetzten Erwartung hinsichtlich
Lebensmittelsicherheit nicht immer ausreichend erfiillen kann. Es ist daher folgerichtig,

Mindestanforderungen als Voraussetzung fiir die Prdmienzahlung einzufiihren. Unklar ist jedoch, wie



die Cross-Compliance-Bestimmungen am effizientesten umgesetzt werden konnen, ohne dass es zu
einem biirokratischen Overkill kommt. Des weiteren geht die Kommission bisher nicht ndher auf das
angestrebte Niveau fiir das Cross-Compliance ein. Werden Standards auf dem Niveau bestehender
gesetzlicher Regelungen definiert, so fiihrt das Cross-Compliance a) nicht zu Verbesserungen bei der
Lebensmittelsicherheit sowie im Umwelt- und Tierschutz und wiére es b) absurd, die Einhaltung von
Gesetzen iiber eine Pradmienberechtigung zu belohnen.

Um Verbesserungen fiir die Lebensmittelsicherheit und den Umwelt- und Tierschutz zu erzielen,
miisste das Niveau lber den gesetzlichen Vorgaben angesiedelt werden. Dies wiederum fiihrt zu
hoheren Kosten in der Landwirtschaft und Administration, woraus letztendlich Wettbewerbsnachteile
gegeniiber Landern mit geringeren Standards resultieren.

Ungeachtet der Frage, iber welche Mallnahmen sich Verbesserungen hinsichtlich der
Lebensmittelsicherheit und des Umwelt- und Tierschutzes am effizientesten erreichen lassen, ist es im
Grundsatz berechtigt, dass Einkommenstransfers in der Landwirtschaft nicht zum Nulltarif zu haben
sind. Die Diskussion iiber die daraus resultierenden hoheren Kosten fiir die Landwirte sollte erweitert
werden um die Frage, ob ein hoherer Standard in der europdischen Landwirtschaft nicht auch eine
Chance sein kann, eine hoheren Akzeptanz und Wertschiatzung beim Verbraucher zu erlangen.

Fir den okologischen Landbau ist zu bedenken, dass sich abhingig von der Qualitit der
Mindeststandards konventionelle und okologische Landwirtschaft weiter anndhern. Daraus konnen
sich Abgrenzungsprobleme im Marketingbereich ergeben. Umgekehrt verringert sich aber auch die

Eintrittschwelle fiir Betriebe zur Umstellung auf kologischen Landbau.

Okologische Flichenstillegung

Unter dem Aspekt der Pramienoptimierung der Fruchtfolge ist die Umwandlung der Rotationsbrache
in eine 10jdhrige Okologische Fliachenstillegung fiir dkologisch wirtschaftende Betriebe negativ
einzustufen, konnte doch bisher die Flichenstillegung vor allem bei Okologischen
Marktfruchtbetrieben pramiengefordert zum Aufbau von Bodenfruchtbarkeit durch Kleegrasanbau
genutzt werden. AuBerdem erlaubte die EU in den vergangenen Jahren den Oko-Betricben die
Nutzung von Leguminosen auf Stillegungsflichen. Dieses Privileg wiirde durch eine lidngerfristige
Flachenstillegung wegfallen.

Positiv zu bewerten ist aber der 6kologischen Nutzen, der aus der ldngerfristigen Stilllegung von
Flichen resultieren wiirde. Interessant fiir den 6kologischen Landbau ist dabei die Tatsache, dass Oko-
Betriebe ihre dkologische Performance durch die Ausweisung von ,,0kologischen Ausgleichsflichen*

in starkerem Ausmal} verbessern konnen als konventionelle Betriebe (Pfiffner und Luka 2003).

Fazit
Mit den Vorschldgen zur Halbzeitbewertung schligt die Kommission eine grundsétzlich richtige

Richtung ein, denn Fehllenkungen durch Produktionsanreize sollen zukiinftig vermieden,

MarktstlitzungsmafBnahmen zuriickgefahren werden und die Bedeutung der Agrarumweltmafnahmen



und Mafinahmen zur lédndlichen Entwicklung wird zunehmen. Im Detail zeigen die Vorschldge aber
Schwichen. Insbesondere bei der Modulation fillt auf, dass durch die Vermischung von
arbeitsmarktpolitischen, verteilungspolitischen und umweltpolitischen Zielen innerhalb einer
MaBnahme keines der Ziele optimal erreicht werden kann (Isermeyer 2002). Zu bedenken ist dariiber
hinaus, dass die Diskussion um vorgezogene Reformen die Planungssicherheit fiir die Landwirtschaft
beeintrachtigt. Da dadurch Investitionen zur Strukturanpassung unterbleiben, verschlechtert sich die
Wettbewerbsfahigkeit der europdischen Landwirtschaft.

Der 6kologische Landbau kdnnte tendenziell von einer héheren Bedeutung der
Agrarumweltmafnahmen und von einem héheren Niveau in den Bereichen Tier- und Umweltschutz
sowie Lebensmittelsicherheit profitieren. Spezielle MaBnahmen fiir den 6kologischen Landbau sind
aber nicht vorgesehen. Damit bleibt festzustellen, dass der 6kologische Landbau nicht integrierter
Bestandteil der Halbzeitbewertung ist.

Die Aktivitdten der Generaldirektion Landwirtschaft lassen aber auf eine bessere Integration des
Okologischen Landbau in das Politikportefolio der Europdischen Kommission hoffen. Seit rund einem
halben Jahr arbeitet eine internationale Expertenkommission unter Beteiligung der IFOAM an einem
Entwurf zu einem Europidischen Aktionsplan fiir den 6kologischen Landbau. Das Ziel des
Aktionsplanes ist, den kologischen Landbau durch gezielte MaBnahmen zu stirken. Dazu
beriicksichtigt die derzeitige Fassung des Aktionsplanes elf Bereiche, unter anderem zu Fragen der
Vermarktung, des internationalen Handels, Richtlinien und Kontrolle, Forschung, Ausbildung und
Verbesserung der Maflnahmen zur Unterstiitzung des 6kologischen Landbaus in der Gemeinsamen
Agrarpolitik. Noch im Dezember 2002 soll ein erster Entwurf auf der EU-Ministerratskonferenz

vorgestellt und diskutiert werden.

Literatur:
Isermeyer, F. 2002: Grundlegende Reform des Prdmiensystems? Stellungnahme zur

Halbzeitbewertung der Gemeinsamen Agrarpolitik und Entwicklung eines
Alternativvorschlags. Arbeitsbericht 03/2002, Braunschweig.
Pfiffner, L. und Luka, H. 2003 (in press): Effects of low-input farming systems on carabids

and epigeal spiders — s paired farm approach. Basic and applied ecology.



	Die Halbzeitbewertung der EU: Wie ist der Öko-La�
	
	Neue Politikinstrumente für die bisherigen Ziele
	
	
	Tabelle 1: Die allgemeinen Änderungsvorschläge i


	Tabelle 2: Übersicht über die produktspezifische

	Bewertung der Reformvorschläge aus der Sicht des�
	Fazit
	Literatur:



